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Informationstechnologien zur 

Unterstützung formeller 

Beteiligungsverfahren

- Chancen und Möglichkeiten -



Einordnung

und 

rechtlicher Rahmen



Onlinebeteiligungsverfahren (1/3)

Online bedeutet die aktive Verwendung des Internets als 
Kommunikationsmedium.

Die Beteiligung ist  ein Instrument der Demokratie zur  Einbeziehung  von 
Bürgern bzw. der Öffentlichkeit und Trägern öffentlicher Belange an 
zentralen Entscheidungsprozessen. 

Ein Verfahren bildet den Prozess der öffentlichen Auslegung von 
Entscheidungsvorlagen ab.

Onlinebeteiligungsverfahren finden auf allen Ebenen der öffentlichen 
Verwaltung statt (Bund, Länder, Kommunen) und sind eine wesentliche 
Grundlage moderner Verwaltungsarbeit.

Es gibt eine Unterscheidung zwischen informellen und formellen
Beteiligungsverfahren.



Onlinebeteiligungsverfahren (2/3)

informelle Verfahren

gesetzlich nicht verankert

unverbindliche Kommunikation

zeitlich unbefristeter Prozess

dient der Diskussion, Ideenfindung, Meinungsbildung etc.

Verfahren zum Umgang mit den Anregungen etc. nicht geklärt

Beispiele: 

Bürgerbefragungen
Runde Tische

Zukunftswerkstätten



Onlinebeteiligungsverfahren (3/3)

formelle Verfahren

gesetzlich verankerte  Verfahren zur Beteiligung der Bürger/Öffentlichkeit 
und/oder Trägern öffentlicher Belange (TÖB) 
(z.B. §18 Abs. 4 ROG, §4a Abs. 4 BauGB)

zeitlich befristetes Verfahren einer verfahrensführenden Stelle

beinhalten zentrale, während der Offenlegung nicht veränderbare 
Dokumente 

direkte und verbindliche Kommunikation (Einwand/Anregung/STN)

formalisierter Abwägungsprozess (Abwägung)

Offenlegung der Ergebnisse (Synopse)

Beispiele aus der Raumordnung und der Bauleitplanung: 

Landesentwicklungsprogramm (LEP)

Regionales Entwicklungsprogramm (REP)

Bebauungsplan, Flächennutzungsplan



Rechtlicher Rahmen für den Einsatz von IuK

§ 18 ROG: 

Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen des 

Bundes

Hinsichtlich der Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungs-

plänen des Bundes gilt § 10 mit den folgenden Maßgaben: 

[…]

4. Bei der Beteiligung können elektronische 

Informationstechnologien ergänzend genutzt werden.



§ 7 LPlG M-V: 

Aufstellung des Landesraumentwicklungsprogramms

(3) Der überarbeitete Entwurf des Landesraumentwicklungsprogramms 

einschließlich Begründung und Umweltbericht ist der betroffenen 

Öffentlichkeit sowie den Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen mit 

einer angemessenen Frist zur Stellungnahme bekannt zu geben. Ort und 

Dauer der Auslegung sowie ein Zugang über das Internet sind in 

angemessener Frist in den Amtsblättern des Landes und der Landkreise 

und kreisfreie Städte bekannt zu geben.



§ 4a BauGB: 

Gemeinsame Vorschriften zur Beteiligung

(4) Bei der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung können ergänzend

elektronische Informationstechnologien genutzt werden. Soweit die 

Gemeinde den Entwurf des Bauleitplans und die Begründung in das Internet 

einstellt, können die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange durch Mitteilung von Ort und Dauer der öffentlichen 

Auslegung nach § 3 Abs. 2 und der Internetadresse eingeholt werden; die 

Mitteilung kann im Wege der elektronischen Kommunikation erfolgen, soweit 

der Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet hat. Die Gemeinde hat bei 

Anwendung von Satz 2 Halbsatz 1 der Behörde oder dem sonstigen Träger 

öffentlicher Belange auf dessen Verlangen einen Entwurf des 

Bauleitplans und der Begründung zu übermitteln; § 4 Abs. 2 Satz 2 bleibt 

unberührt.



Möglichkeiten / 

Beispiele



IuK als Präsentations-/ (einfaches) Kommunikations-

medium



IuK als (echtes) Beteiligungstool





Textdokumente

(kapitelweise)



Stellungnahme 

kapitelweise/Gesamt-

dokument



Interaktive Karte

mit Kommentar-

funktion





Einwendungs- und Abwägungsdatenbank



Vorraussetzungen



Ablauf einer Onlinebeteiligung

Vorbereitung

Schaffung der organisatorischen Rahmenbedingungen

Festlegung der Zeitschiene

Onlinebeteiligung

Planungsunterlagen im Internet veröffentlichen

Kommunikation zw. Beteiligten und Behörden regeln

Abwägungsprozess

Beurteilung und Entscheidungsfindung im Hause der 

verfahrensführenden Einrichtung sowie in den pol. Gremien

Abwägungsdokumentation

Veröffentlichung der Ergebnisse des Entscheidungsprozesses als 

Synopse 



Datenflüsse im Beteiligungsverfahren

Einwendungs-
und Abwägungs-

Datenbank

Online-Portal

Offline Bürger / TÖB Online Bürger /TÖB

Verfahrensträger

Einwendungen

Synopse

DienstleisterCSV-Export
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Beteiligungsserver (beispielhaft)

MapServer

+ kartografische    
Visualisierung

+ Redlining

+ Geodienste (WMS)

Einwendungs- und 
Abwägungsdatenbank

PostgreSQL

Apache-Webserver

TextdokumenteAdressdaten

PHP/JScript

Login / Texte / Karten / Einwendungen

Kartendokumente

HTML

Corporate Design

© GfI mbH 2014



Abbildung mehrstufiger Einwendungsprozesse 

(Sammelstellungnahmen)

• insbesondere für „größere“ TÖB

• Unterscheidung in bündelnde und zuarbeitende Stellen

• über Rechte- und Nutzerkonzept bei der Anmeldung 

realisierbar

• Speicherung von Entwürfen der 

STN notwendig

• Abbildung des vollständigen

Prozesses notwendig

• bündelnde Stelle übernimmt

die Endbearbeitung und steuert

den vollständigen Prozess



Einwendungs- und Abwägungsdatenbank 

implementieren

Verwaltung der Einwendungen aus der Online-
Beteiligung

Eingabe der analog eingegangenen 
Einwendungen

Abwägungsvorschläge (ggf. auch durch Externe)

Export der Abwägungsdokumentation

Bestätigung der Abwägung



Chancen + Möglichkeiten



Vorteile

Für die Verwaltung (Land, Reg. Plg., Kommunen)

- Reduktion des Aufwandes bei der Bereitstellung der  

auszulegenden Unterlagen

- Verkürzung der Informationswege (Abwägung von mehreren

Arbeitsplätzen möglich)

- Systematisierung und Vereinheitlichung des Einwendungs- und 

Abwägungsprozesses (durch Datenbank, Generierung der 

Synopse)

- Zeitersparnis bei der Erarbeitung der Abwägung

(verfahrensführende Stelle)

- wesentliche Kostenersparnis bei Druck- und Versand



Vorteile

Für Öffentlichkeit / Bürger / Träger öffentlicher Belange

- geordnete Abgabe von Stellungnahmen mehrerer Abteilungen, 

dank effizientem Rechtemanagement

- genaue Zuordnung von Stellungnahmen zu Textstellen, 

Dokumenten und Planzeichnungen

- medienbruchfreie Abgabe von Stellungnahmen

- eine zentrale Online-Plattform für alle Beteiligten 

- ggf. Möglichkeit der Integration eigener Geofachdaten



Pilotphase macht Mehrwert deutlich

2011 haben vier Kommunen erfolgreich elektronische

Beteiligungsverfahren in der Bauleitplanung

durchgeführt. Das sind Eindrücke der

Pilotphase:

„Wir haben mit der Online-Beteiligung zum Vorentwurf des Flächennutzungs-

plans 2025 allein schon Druckkosten in Höhe von 2.397 Euro gespart.“

Rita Dux, Fachbereichsleiterin Bau und Umwelt,

Gemeinde Barsbüttel (aus Flyer BOB-SH)



Ausblick



Implementation Sozialer Netzwerke / 

Diskussionsplattformen
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- Bürgerbeteiligung zur

Ideenfindung bei der 

Freiraumgestaltung

- Verwendung eines web-

basierten Dienstes für die 

3D-Visualisierung 

- Verwendung Sozialer

Netzwerke (z.B. Facebook)

- Prüfung der Kommunikations-

und Beteiligungsmöglich-

keiten









Kommunikationsprozess wird erweitert

allen Beteiligten stehen alle Einwände / Ideen / Hinweise

raumkonkret zur Verfügung

Diskussionsprozess zwischen den Beteiligten wird möglich

Einwände / Ideen / Hinweise können bereits innerhalb des 

Beteiligungsprozesses zwischen allen Beteiligten diskutiert und 

kommentiert werden

Integration in vorhandene Verfahrensabläufe und rechtliche

Rahmenbedingungen notwendig

Planungs- und Beteiligungskultur ist zukünftig

neu zu definieren



Vielen Dank 

für die Aufmerksamkeit!!!

Prof. Hellriegel Institut e.V. /

Hochschule Anhalt; 

Strenzfelder Allee 28, 06406 Bernburg

Tel. 03471/355-1140

Mail: m.pietsch@loel.hs-anhalt.de

Dr. Matthias PIETSCH


